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196. Bundesgesetz: Änderung des Bundesgesetzes zur Ergänzung des Gerichtsorganisations-
gesetzes.

197. Bundesgesetz: Volksbegehrengesetz.
1 9 8 . Bundesgesetz: Neuerliche Abänderung des Arbeitslosenversicherungsgesetzes 1958.
199. Bundesgesetz: Neuerliche Abänderung des Mutterschutzgesetzes.
200. Bundesgesetz: Erhöhung der Haftungshöchstgrenzen im Luftverkehrsrecht.
201. Verordnung: Abänderung der Verordnung über die Entrichtung eines Beitrages zur För-

derung der Milchleistungskontrolle.

1 9 6 . Bundesgesetz vom 26. Juni 1963, mit
dem das Bundesgesetz vom 13. Dezember
1960, BGBl. Nr. 306, zur Ergänzung des Ge-
richtsorganisationsgesetzes vom 27. Novem-

ber 1896, RGBl. Nr . 217, geändert wird.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.
Das Bundesgesetz vom 13. Dezember 1960,

BGBl. Nr; 306, zur Ergänzung des Gerichts-
organisationsgesetzes vom 27. November 1896,
RGBl. Nr. 217, wird geändert wie folgt:

Im § 1 ist die Zeitangabe „31. Dezember 1963"
durch die Zeitangabe „31. Dezember 1964" zu
ersetzen.

Artikel II.
Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist

das Bundesministerium für Justiz betraut.

Schärf
Gorbach Broda

1 0 7 . Bundesgesetz v o m 10. Jul i 1963 über
Volksbegehren auf G r u n d der Bundesverfas-

sung (Volksbegehrengesetz).

Der Nationalrat hat beschlossen:

I. Allgemeine Bestimmungen.

§ 1. Volksbegehren auf Grund des Artikels 41
Abs. 2 des Bundes-Verfassungsgesetzes in der
Fassung von 1929 unterliegen dem in diesem
Bundesgesetze geregelten Verfahren.

§ 2. (1) Zur Mitwirkung bei der Überprü-
fung von Volksbegehren sind nach Maßgabe
dieses Bundesgesetzes die Hauptwahlbehörde
sowie die Bezirkswahlbehörden, in Wien die
Kreiswahlbehörden, berufen, die nach den Be-
stimmungen der Nationalrats-Wahlordnung je-
weils im Amte sind.

(2) Im übrigen finden auf diese Wahlbehörden
die einschlägigen Bestimmungen der National-
rats-Wahlordnung sinngemäß Anwendung.

II. Einleitungsverfahren.

§ 3. (1) Die Einleitung des Verfahrens für ein
Volksbegehren ist beim Bundesministerium für
Inneres zu beantragen. Ein Antrag darf jeweils
nur ein Volksbegehren in der Form eines Ge-
setzentwurfes enthalten.

(2) Der Antrag muß von mindestens 30.000 Per-
sonen, die in der Wählerevidenz (Wählerevidenz-
gesetz, BGBl. Nr. 243/1960), eingetragen sind,
unterfertigt sein.

(3) Der Einleitungsantrag ist auch dann gültig
eingebracht, wenn er, ohne die im Abs. 2 gefor-
derten Unterschriften zu tragen, von mindestens
15 Mitgliedern des Nationalrates oder von min-
destens je fünf Mitgliedern der Landtage dreier
Länder unterfertigt ist.

(4) Der Antrag hat weiters zu enthalten:
a) das Volksbegehren in der Form eines Ge-

setzentwurfes,
b) die Bezeichnung eines Bevollmächtigten

(Zu- und Vorname, Beruf, Adresse), der er-
mächtigt ist, die Unterzeichner des An-
trages zu vertreten.

(5) Bevollmächtigter kann jede Person sein, die
in der Wählerevidenz eingetragen ist, auch wenn
sie den Antrag nicht unterfertigt hat. Hat der
Bevollmächtigte den Antrag nicht unterfertigt,
so ist dem Antrage eine Bestätigung der zur
Führung der Wählerevidenz berufenen Gemeinde
anzuschließen, daß er in der Wählerevidenz ein-
getragen ist. Ist ein Bevollmächtigter an der Aus-
übung seiner Funktion verhindert, so gilt der
in der Reihenfolge der Antragsliste zunächst in
Betracht kommende wahlberechtigte Unterzeich-
ner als Bevollmächtigter. *)

(6) Die Begründung des Volksbegehrens samt
etwaigen Unterlagen ist dem Antrage anzuschlie-
ßen.

*) Berichtigt gemäß Kundmachung
BGBl. Nr. 267/1963.
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(7) Gleichzeitig mit dem Einleitungsantrag hat
der Bevollmächtigte einen Betrag von 50.000 S
beim Bundesministerium für Inneres bar zu hin-
terlegen. Wird dieser Betrag nicht hinterlegt, so
gilt der Einleitungsantrag als nicht eingebracht.
Der Betrag ist dem Bevollmächtigten zurück-
zuerstatten, wenn die Hauptwahlbehörde gemäß
§ 16 Abs. 1 festgestellt hat, daß ein Volks-
begehren im Sinne des Art. 41 Abs. 2 des Bun-
des Verfassungsgesetzes in der Fassung von 1929
vorliegt. Trifft die Hauptwahlbehörde die Ent-
scheidung, daß ein Volksbegehren nicht vorliegt,
so fällt dieser Betrag dem Bunde zu.

§ 4. (1) Die Unterzeichner des Antrages (§ 3
Abs. 2) haben sich eigenhändig unter Angabe
ihres Zu- und Vornamens, des Geburtsdatums
und der Adresse in Antragslisten (Muster An-
lage 1) einzutragen. Diese Listen sind mit fort-
laufenden Zahlen zu versehen.

(2) Den Antragslisten ist für jeden Unterzeich-
ner ein Stimmrechtsschein (Muster Anlage 2)
beizuschließen, auf dem die Gemeinde bestätigt
hat, daß der Unterzeichner in der Wählerevi-
denz eingetragen ist. Die Gemeinden sind ver-
pflichtet, solche Bestätigungen unverzüglich aus-
zustellen.

(3) Jeder Stimmberechtigte darf sich nur ein-
mal in den Antragslisten eintragen.

(4) Wer in der Antragsliste eine andere als seine
Unterschrift oder seine Unterschrift mehrmals
einträgt, begeht, wenn darin keine von den Ge-
richten zu bestrafende Handlung gelegen ist, eine
Verwaltungsübertretung und ist mit einer Geld-
strafe bis zu 3000 S, im Falle der Uneinbring-
lichkeit mit Arrest bis zu vier Wochen zu be-
strafen.

§ 5. (1) Das Bundesministerium für Inneres hat
innerhalb von drei Wochen über den Antrag zu
entscheiden. Dem Antrage ist stattzugeben,
wenn die in den §§ 3 und 4 Abs. 1 und 2 gefor-
derten Voraussetzungen für die Einleitung des
Verfahrens für ein Volksbegehren erfüllt sind.

(2) In der stattgebenden Entscheidung ist eine
Frist von einer Woche (Eintragungsfrist) fest-
zusetzen, innerhalb der die Stimmberechtigten
ihre Zustimmung zu dem beantragten Volks-
begehren durch Eintragung ihrer Unterschrift in
die bei den Eintragungsbehörden aufliegenden
Eintragungslisten (Muster Anlage 3) erklären
können. Die Entscheidung hat auch den Stich-
tag (§ 6) zu enthalten. Die Entscheidung ist vom
Bundesministerium für Inneres im „Amtsblatt
zur Wiener Zeitung" zu verlautbaren. Zwischen
dem Tage der Verlautbarung und dem ersten
Tage der Eintragungsfrist muß ein Zeitraum
von acht Wochen liegen.

III. Eintragungsverfahren.

§ 6. Stimmberechtigt bei Volksbegehren sind
alle Männer und Frauen, die am Stichtag (§ 5

Abs. 2) das Wahlrecht zum Nationalrat be-
sitzen.

§ 7. (1) Das Eintragungsverfahren wird von der
Eintragungsbehörde durchgeführt. Die Aufgaben
der Eintragungsbehörde obliegen der Gemeinde
im übertragenen Wirkungsbereiche. Die Eintra-
gungsbehörde hat unter Bedachtnahme auf die
Anlegung der Wählerevidenz nach Wahlspren-
geln die Eintragungsorte, in denen sich die
Stimmberechtigten in die Eintragungslisten ein-
tragen können, sowie die Tagesstunden (Eintra-
gungszeit) zu bestimmen, während welcher die
Eintragungen vorgenommen werden können.

(2) Jeder Stimmberechtigte hat sein Stimm-
recht grundsätzlich in der Gemeinde auszuüben,
in deren Wählerevidenz er eingetragen ist.

(3) Stimmberechtigte, die im Besitz einer
Stimmkarte sind, können ihr Stimmrecht auch in
einer anderen Gemeinde ausüben, sofern in
dieser Gemeinde ein Eintragungsverfahren statt-
findet. Für die Ausstellung von Stimmkarten und
die Ausübung des Stimmrechtes mit Stimmkar-
ten gelten die Bestimmungen der § § 4 4 bis 46
und 73 der Nationalrats-Wahlordnung sinn-
gemäß mit der Maßgabe, daß Stimmkarten auch
von Gemeinden ausgestellt werden können, in
denen kein Eintragungsverfahren stattfindet.

(4) Gültige Eintragungen für ein Volksbegehren
können nur auf vorschriftsmäßigen Eintragungs-
listen (§ 5 Abs. 2) gemacht werden.

(5) Jeder Stimmberechtigte darf sich nur ein-
mal in den Eintragungslisten eintragen.

§ 8. (1) Die Antragsteller oder ihr Bevollmäch-
tigter haben die Eintragungslisten und die zur
Veröffentlichung gemäß § 9 Abs. 1 letzter Satz
erforderlichen Gesetzentwürfe auf eigene Kosten
zu beschaffen und an die Gemeinden, in denen
ein Eintragungsverfahren stattfinden soll, in einer
solchen Anzahl zu versenden, daß für die Ein-
tragung aller Stimmberechtigten der Gemeinde
vorgesorgt ist.

(2) Die Eintragungsbehörden haben ein Eintra-
gungsverfahren nur durchzuführen, wenn die
erforderlichen Eintragungslisten und Gesetzent-
würfe bei ihnen spätestens vier Wochen vor
Beginn der Eintragungsfrist einlangen. Das recht-
zeitige Einlangen der Eintragungslisten und Ge-
setzentwürfe ist auf Verlangen von der Eintra-
gungsbehörde zu bestätigen.

(3) Gleichzeitig mit der Versendung an die
Gemeinden hat der Bevollmächtigte den Bezirks-
wahlbehörden ein Verzeichnis der in ihrem Be-
reiche mit Eintragungslisten und Gesetzentwür-
fen beteiligten Eintragungsbehörden zu über-
senden.

(4) Die Eintragungsbehörden außerhalb der
Wahlkreise von Wien haben den zuständigen
Bezirkswahlbehörden den rechtzeitigen Empfang
der Eintragungslisten unverzüglich anzuzeigen.
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§ 9. (1) Ist ein Eintragungsverfahren durch-
zuführen, so hat die Eintragungsbehörde unter
Berufung auf die im „Amtsblatt zur Wiener
Zeitung" veröffentlichte Entscheidung des Bun-
desministeriums für Inneres (§ 5) in ortsüblicher
Weise, jedenfalls aber auch durch öffentlichen
Anschlag, unverzüglich zu verlautbaren, daß die
Stimmberechtigten innerhalb der vom . Bundes-
ministerium für Inneres gemäß § 5 Abs. 2 fest-
gesetzten Frist von einer Woche in den Entwurf
des Gesetzes, dessen Erlassung begehrt wird, Ein-
sicht nehmen und ihre Zustimmung zu dem
beantragten Volksbegehren durch einmalige
eigenhändige Eintragung ihrer Unterschrift in
die Eintragungslisten erklären können. In gleicher
Weise sind auch die Eintragungsorte, an denen
die Eintragungslisten aufliegen sowie die Tages-
stunden (Eintragungszeit), während welcher die
Eintragungen vorgenommen werden können, zu
verlautbaren. An jedem Eintragungsort ist von
der Eintragungsbehörde der Entwurf des Ge-
setzes, das Gegenstand des Volksbegehrens ist,
an einer sichtbaren Stelle anzuschlagen.

(2) Die Eintragungsbehörde ist verpflichtet, die
öffentliche Auflegung der ihr übermittelten Ein-
tragungslisten zum Zwecke der Eintragung ört-
lich und zeitlich so einzurichten, daß alle Stimm-
berechtigten im Bereich der Eintragungsbehörde
die Möglichkeit halben, sich innerhalb der Ein-
tragungsfrist in die Eintragungslisten einzutra-
gen. Hiebei ist auf die beruflichen Verhältnisse
der Stimmberechtigten tunlichst Rücksicht zu
nehmen.

§ 10. (1) Der Stimmberechtigte, der während
der Eintragungszeit vor der Eintragungsbehörde
erscheint, um seine Unterschrift in die Eintra-
gungsliste einzutragen, hat seinen Namen zu
nennen, seine Adresse zu bezeichnen und seine
Identität glaubhaft zu machen, wobei die Vor-
schriften des § 70 Abs. 2 und 3 der Nationalrats-
Wahlordnung sinngemäß anzuwenden sind.

(2) Die Eintragungsbehörde hat vor der Zu-
lassung zur Eintragung festzustellen, ob die Per-
son, die eine Eintragung vornehmen will, in der
Wählerevidenz als stimmberechtigt (§ 6) ein-
getragen ist. In Gemeinden, in denen die Wähler-
evidenz nach Wahlsprengeln angelegt ist, kann
zu diesem Zweck auch eine Abschrift der Wähler-
evidenz (Stimmliste) verwendet werden.

(3) Wenn sich über die Identität eines Stimm-
berechtigten Zweifel ergeben, ist er aufzufordern,
Nachweise zu erbringen, welche seine Identität
glaubhaft machen. Werden die Zweifel nicht be-
hoben, . ist er zu r Eintragung nicht zuzulassen.
Das gleiche gilt, wenn eine Person in der Wähler-
evidenz nicht als stimmberechtigt eingetragen ist.
Gegen die Entscheidung über die Nichtzulassung
zur Eintragung ist ein ordentliches Rechtsmittel
nicht zulässig.

§ 11. (1) Die Eintragung gemäß § 10 Abs. 1
hat bei sonstiger Ungültigkeit in den vorgesehe-

nen Spalten der Eintragungslisten außer der
eigenhändigen Unterschrift (Zu- und Vorname)
das Geburtsdatum und die Adresse des Stimm-
berechtigten zu enthalten.

(2) Die Eintragungsbehörde hat die vollzoge-
nen Eintragungen auf der Eintragungsliste mit
fortlaufenden Zahlen zu versehen und jede Ein-
tragung unter Anführung der fortlaufenden
Zahl und der Nummer der. Eintragungsliste in
der Wählerevidenz oder in der Stimmliste anzu-
merken.

§ 12. Ungültig sind Eintragungen, die
1. von nicht stimmberechtigten Personen her-

rühren,
2. nicht die im § 11 Abs. 1 angeführten Daten

sowie die Unterschrift des Stimmberechtigten
enthalten,

3. nicht auf vorschriftsmäßigen Eintragungs-
listen (§ 5 Abs. 2) gemacht wurden,

4. von Personen herrühren, die ihr Stimmrecht
bei, demselben Volksbegehren bereits einmal aus-
geübt haben.

§ 13., Im übrigen gelten für das Eintragungs-
verfahren sinngemäß die Bestimmungen des § 62
Abs. 1 und 2 und der §§ 68, 69 und 75 der
Nationalrats-Wahlordnung.

IV. Ermittlungsverfahren.

§ 14. (1) Nach Ablauf der Eintragungsfrist hat
die Eintragungsbehörde die Eintragungslisten
ungesäumt abzuschließen und

a) die Summe der Stimmberechtigten laut
Wählerevidenz,

b) die Summe der gültigen Eintragungen,
festzustellen.

(2) Das Ergebnis dieser Feststellung ist in einer
Niederschrift zu beurkunden und der Bezirks-
wahlbehörde, in Wien der Kreiswahlbehörde,
unverzüglich zu berichten.

(3) Die Eintragungsbehörde hat hierauf ihre
Niederschrift sowie die Eintragungslisten um-
gehend an die Bezirkswahlbehörde, in Wien an
die Kreiswahlbehörde, zu übersenden.

§ 15. (1) Die Bezirkswahlbehörde, in Wien die
Kreiswahlbehörde, überprüft die Ermittlungen
der Eintragungsbehörden und stellt die Summe
der Stimmberechtigten laut Wählerevidenz sowie
die Summe der gültigen Eintragungen in ihrem
Bereiche fest.

(2) Das Ergebnis der Feststellung nach Albs. 1
ist in einer Niederschrift zu beurkunden und der
Hauptwahlbehörde unverzüglich telephonisch zu
berichten.

(3) Die Bezirkswahlbehörde, in Wien die
Kreiswahlbehörde, hat hierauf ihre Niederschrift
sowie die Niederschriften der zugehörigen Ein-
tragungsbehörden umgehend an die Hauptwahl-
behörde zu übersenden.
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§ 16. (1) Die Hauptwahlbehörde ermittelt auf
Grund der Niederschriften ( § 1 5 Abs. 3) für
jedes Land und für das ganze Bundesgebiet die
Gesamtzahl der in den Wählerevidenzen ver-
zeichneten Stimmberechtigten sowie die Gesamt-
zahl der gültigen Eintragungen und stellt fest, ob
ein Volksbegehren im Sinne des Art. 41 Abs. 2
des Bundes-Verfassungsgesetzes in der Fassung
von 1929 vorliegt oder nicht.

(2) Die Hauptwahlbehörde hat das Ergebnis
ihrer Ermittlung und Feststellung im „Amtsblatt
zur Wiener Zeitung" unverzüglich zu verlaut-
baren.

§ 17. Dem Bevollmächtigten des Einleitungs-
antrages steht das Recht zu, zum Ermittlungs-
verfahren der Wahlbehörden (§§ 15 und 16) je
eine Vertrauensperson zu entsenden. Für jede
Vertrauensperson kann nach Bedarf ein Stell-
vertreter nominiert werden. Vertrauenspersonen
und ihre Stellvertreter haben sich mit einer vom
Bevollmächtigten des Einleitungsantrages aus-
gestellten Bescheinigung auszuweisen. Die Ver-
trauenspersonen sind berechtigt, das Ermittlungs-
verfahren der Wahlbehörden zu beobachten; ein
Einfluß auf die Entscheidung der Wahlbehörden
steht ihnen jedoch nicht zu.

V. Schlußbestimmungen.

§ 18. (1) Innerhalb einer Woche vom Tage der
Verlautbarung ( § 1 6 Abs. 2) an, kann das von
der Hauptwahlbehörde festgestellte Ergebnis des
Volksbegehrens wegen Rechtswidrigkeit des Ver-
fahrens vom Bevollmächtigten des Einleitungs-
antrages oder von fünf Mitgliedern des National-
rates oder eines Landtages beim Verfassungs-
gerichtshof angefochten werden. Die Anfechtung
hat den begründeten Antrag auf Nichtigerklä-
rung der Feststellung der Hauptwahlbehörde
zu enthalten.

(2) Auf das Verfahren für solche Anfechtungen
finden die Bestimmungen des § 68 Abs. 2, § 69
Abs. 1 und § 70 Abs. 1 und 4 des Verfassungs-
gerichtshofgesetzes 1953, BGBl. Nr . 85, in der
Fassung des Bundesgesetzes, BGBl. Nr . 18/1958,
sinngemäß Anwendung. Der Verfassungsgerichts-
hof hat in seinem Erkenntnis gegebenenfalls auch
die ziffernmäßige Ermittlung der Hauptwahl-
behörde richtigzustellen.

§ 19. Wurde die Feststellung der Hauptwahl-
behörde, daß ein Volksbegehren im Sinne des
Art. 41 Abs. 2 des Bundes-Verfassungsgesetzes in
der Fassung von 1929 vorliegt, nicht angefochten,
oder der Anfechtung vom Verfassungsgerichtshof
nicht stattgegeben, so hat die Hauptwahlbehörde
das Volksbegehren samt Begründung und
etwaigen Unterlagen (§ 3 Abs. 6) der Bundes-
regierung zu übermitteln.

§ 20. Die Bestimmungen des Gesetzes vom
26. Jänner 1907, RGBl. Nr . 18, betreffend straf-
rechtliche Bestimmungen zum Schutze der Wahl-

und Versammlungsfreiheit sind mit Ausnahme
der §§ 12 und 20 sinngemäß auch für Volks-
begehren anzuwenden.

§ 21. (1) Der Beginn und Lauf einer in diesem
Bundesgesetz vorgesehenen Frist wird durch
Sonn- oder andere öffentliche Ruhetage nicht
behindert. Fällt das Ende einer Frist auf einen
Sonn- oder einen anderen öffentlichen Ruhetag,
so haben die mit dem Verfahren nach diesem
Bundesgesetz befaßten Behörden entsprechend
vorzusorgen, daß ihnen die befristeten Handlun-
gen auch an diesen Tagen zur Kenntnis gelangen
können.

(2) Die Tage des Postenlaufes werden in die
Frist eingerechnet.

§ 22. Die im Verfahren nach diesem Bundes-
gesetz erforderlichen Eingaben, Bestätigungen
und sonstigen Schriften sind von den Stempel-
gebühren und Verwaltungsabgaben des Bundes
befreit.

§ 23. (1) Den Gemeinden sind die ihnen bei
Durchführung dieses Bundesgesetzes (§§ 6 bis 14)
erwachsenen notwendigen und ordnungsgemäß
ausgewiesenen Kosten vom Bunde insoweit zu er-
setzen, als sie nicht bereits gemäß § 12 des Wäh-
lerevidenzgesetzes abgegolten sind.

(2) Ersatzfähig nach Abs. 1 sind Kosten,
die für die Durchführung des Volksbegehrens
unbedingt erforderlich waren. Nicht ersatzfähig
sind Kosten, die den Gemeinden auch dann er-
wachsen wären, wenn kein Volksbegehren statt-
gefunden hätte.

(3) Die Gemeinden, mit Ausnahme der Stadt
Wien, haben den Anspruch auf Ersatz der Kosten
binnen 60 Tagen nach Ablauf der. Eintragungs-
frist (§ 5 Abs. 2) beim Landeshauptmann geltend
zu machen, der hierüber im Einvernehmen mit
der zuständigen Finanzlandesbehörde zu ent-
scheiden hat.

(4) Gegen die Entscheidung steht der Gemeinde
innerhalb von 14 Tagen, von dem der Zustel-
lung nachfolgenden Tag an gerechnet, die Be-
rufung an das Bundesministerium für Inneres
offen, das im Einvernehmen mit dem Bundes-
ministerium für Finanzen zu entscheiden hat.

(s) Ansprüche der Stadt Wien auf Ersatz der
Kosten sind binnen 6 Monaten nach Ablauf der
Eintragungsfrist (§ 5 Abs. 2) unmittelbar beim
Bundesministerium für Inneres einzubringen, das
im Einvernehmen mit dem Bundesministerium
für Finanzen zu entscheiden hat.

§ 24. (1) Mit dem Inkrafttreten dieses Bundes-
gesetzes verliert das Bundesgesetz vom 16. Juni
1931, BGBl. Nr . 181, über Volksbegehren auf
Grund der Bundesverfassung, seine Wirksamkeit.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für Inneres im Ein-
vernehmen mit den beteiligten Bundesministerien
betraut.

Schärf
Gorbach Olah



59. Stück — Ausgegeben am 30. Juli 1963 — Nr. 197 1831

Anlage 1



1832 59. Stück — Ausgegeben am 30. Juli 1963 — Nr. 197

Anlage 2



59. Stück — Ausgegeben am 30 Juli 1963 — Nr. 197 1833

Anlage 3



1834 59. Stück — Ausgegeben am 30. Juli 1963 — Nr. 198 bis 200

1 9 8 . Bundesgesetz vom 10. Juli 1963, mit
dem das Arbeitslosenversicherungsgesetz 1958

neuerlich abgeändert wird.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.

Das Arbeitslosenversicherungsgesetz 1958,
BGBl. Nr . 199, in der Fassung der Bundesgesetze
BGBl. Nr . 92/1959, BGBl. Nr . 88/1960, BGBl.
Nr. 242/1960, BGBl. Nr . 119/1961, BGBl.
Nr. 17/1962, BGBl. Nr . 323/1962 und BGBl.
Nr. 84/1963, wird abgeändert wie folgt:

§ 68 hat zu lauten:

„§ 68. Die Ansprüche auf Arbeitslosengeld,
Karenzurlaubsgeld und auf Notstandshilfe kön-
nen rechtswirksam nur in folgenden Fällen über-
tragen, verpfändet oder gepfändet werden:

1. Zur Deckung von Forderungen auf Ersatz
unberechtigt bezogener Leistungen nach diesem
Bundesgesetz mit der Maßgabe, daß dem Ver-
pflichteten die Hälfte der Bezüge frei bleiben
muß.

2. Zur Deckung von gesetzlichen Unterhalts-
ansprüchen gegen den Anspruchsberechtigten mit
der Maßgabe, daß § 6 des Lohnpfändungsgesetzes,
BGBl. Nr . 51/1955, sinngemäß anzuwenden ist."

Artikel II.

(1) Dieses Bundesgesetz tri t t am 1. Oktober
1963 in Kraft.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für soziale Verwaltung
betraut.

Schärf
Gorbach Proksch

1 9 9 . Bundesgesetz vom 10. Juli 1963, mit
dem das Mutterschutzgesetz neuerlich ab-

geändert wird.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.

Das Mutterschutzgesetz, BGBl. Nr. 76/1957,
in der Fassung der Bundesgesetze BGBl. Nr. 92/
1959, BGBl. Nr. 240/1960, BGBl. Nr. 68/1961
und BGBl. Nr. 9/1962, wird abgeändert wie
folgt:

§ 31 hat zu lauten:
„§ 31. Die Ansprüche auf Leistungen nach den

Vorschriften des § 26 können rechtswirksam nur
zur Deckung von gesetzlichen Unterhaltsansprü-
chen gegen den Anspruchsberechtigten mit der
Maßgabe übertragen, verpfändet oder gepfändet
werden, daß §. 6 des Lohnpfändungsgetetzes,
BGBl. Nr. 51/1955, sinngemäß anzuwenden ist."

Artikel II.

(1) Dieses Bundesgesetz tri t t am 1. Oktober
1963 in Kraft.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Buhdesministerium für soziale Verwaltung
betraut.

Schärf
Gorbach Proksch

2 0 0 . Bundesgesetz vom 11. Juli 1963, mit
dem die Haftungshöchstgrenzen im Luftver-

kehrsrecht erhöht werden.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.

Der Zweite Abschnitt des Luftverkehrsgesetzes
in der Fassung der Bekanntmachung vom
21. August 1936, deutsches RGBl. I S. 653, des
Art. I des Gesetzes vom 26. Jänner 1943,
deutsches RGBl. I S. 69, und des § 151 Abs. 1
des Bundesgesetzes vom 2. Dezember 1957, BGBl.
Nr. 253, wird in folgender Weise geändert:

1. Die Abs. 1 und 2 des § 23 haben zu lauten:

„(1) Der Ersatzpflichtige haftet für jeden Un-
fall

a) bei Luftfahrzeugen unter 1200 Kilogramm
Fluggewicht bis zu einem Betrag von
600.000 S,

b) bei Luftfahrzeugen von 1200 Kilogramm
Fluggewicht bis weniger als .2500 Kilo-
gramm Fluggewicht bis zu einem Betrag
von 1,000.000 S,

c) bei Luftfahrzeugen ab 2500 Kilogramm
Fluggewicht bis zu einem Betrag von 430 S
für jedes Kilogramm des Fluggewichts, je-
doch höchstens bis zu einem Betrag von
3,300.000 S. Fluggewicht ist das bei der
Zulassung des Luftfahrzeugs festgesetzte
Gesamtfluggewicht.

(2) Ein Drittel der nach Abs. 1 errechneten
Summe dient ausschließlich für den Ersatz von
Sachschäden, zwei Drittel ausschließlich für den
Ersatz von Personenschäden. Die Höchstsumme
des Schadenersatzes für jede verletzte Person be-
trägt 330.000 S."

2. Der § 29 c hat zu lauten:

„§ 29 c. (1) Im Falle der Tötung oder der Ver-
letzung einer beförderten Person haftet der Luft-
fahrzeughalter für jede Person bis zu einem Be-
trag von 215.000 S. Dies gilt auch für den Kapital-
wert einer als Entschädigung festgesetzten Rente.

(2) Im Falle des Verlustes oder der Beschädigung
einer beförderten Sache haftet der Luftfahrzeug-
halter bis zu einem Betrag von 430S für das
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Kilogramm. Diese Beschränkung gilt nicht, wenn
der Absender bei der Aufgabe des Stückes einen
Lieferwert angegeben und den vereinbarten Zu-
schlag entrichtet hat. In diesem Falle hat der
Luftfahrzeughalter bis zur Höhe des angegebenen
Lieferwerts Ersatz zu leisten, sofern er nicht be-
weist, daß der angegebene Lieferwert höher ist als
der tatsächlich entstandene Schaden.

(3) Die Haftung des Luftfahrzeughalters für Ge-
genstände, die der Fluggast an sich trägt oder mit
sich führt, ist auf einen Höchstbetrag von 8600 S
gegenüber jedem Fluggast beschränkt."

3. Der § 29 g hat zu lauten:

„§ 29 g. Die Luftfahrtunternehmen sind ver-
pflichtet, die Fluggäste gegen Unfälle (§ 29 a) zu
versichern. Die Mindesthöhe der Versicherungs-
summe beträgt für den Fall des Todes oder der
dauernden Erwerbsunfähigkeit 215.000 S. Soweit
aus der Unfallversicherung geleistet wird, erlischt
der Anspruch auf Schadenersatz."

4. Der § 29 h hat zu lauten:

„§ 29 h. Ist der Schaden bei einer internatio-
nalen Beförderung im Sinne des Abkommens zur
Vereinheitlichung von Regeln über die Beförde-
rung im internationalen Luftverkehr (Warschauer
Abkommen) vom 1.2. Oktober 1929, BGBl.
Nr . 286/1961, entstanden, so gilt dieses Abkom-
men."

Artikel II.

(1) Dieses Bundesgesetz tr i t t mit 1. Oktober.
1963 in Kraft.

(2) Dieses Bundesgesetz ist, soweit es sich um die
Erhöhung der Haftungshöchstbeträge handelt,
nur auf Haftungsfälle anzuwenden, die sich nach
seinem Inkrafttreten ereignen. Für Haftungsfälle,
die sich vorher ereignet haben, gelten die bisheri-
gen Bestimmungen weiter.

Artikel III.

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
das Bundesministerium für Justiz im Einverneh-
men mit dem Bundesministerium für Verkehr
und Elektrizitätswirtschaft und bezüglich des
Art. I Z. 3 im Einvernehmen mit dem Bundes-
ministerium für Finanzen betraut.

Schärf
Gorbach Broda Probst Korinek

2 0 1 . Verordnung des Bundesministeriums
für Land- und Forstwirtschaft vom 27. Juli
1963, mit der die Verordnung vom 1. August
1960 über die Entrichtung eines Beitrages zur
Förderung der Milchleistungskontrolle ab-

geändert wird.

Auf Grund des § 7 a des Marktordnungs-
gesetzes, BGBl. Nr. 276/1958, in der Fassung der
7. Marktordnungsgesetz-Novelle, BGBl. Nr. 182/
1963, wird verordnet:

Artikel I.

Die Verordnung des Bundesministeriums für
Land- und Forstwirtschaft vom 1. August 1960,
BGBl. Nr. 164, in der Fassung der Verordnung
vom 25. Juli 1962, BGBl. Nr. 227, über die Ent-
richtung eines Beitrages zur Förderung der Milch-
leistungskontrolle wird abgeändert wie folgt:

1. § 2 erster Satz hat zu lauten:

„Der Beitrag gemäß § 1 ist an den Milchwirt-
schaftsfonds (in den folgenden Bestimmungen als
,Fonds' bezeichnet) zu entrichten; seine Höhe be-
trägt für das Kilogramm Vollmilch S 0'01."

2. § 6 Abs. 1 hat zu lauten:

„§ 6. (1) Der Fonds hat bis zum 20. eines
jeden Monates den Landes-Landwirtschaftskam-
mern Zuschüsse in der Höhe von 75 v. H. der
für den vorangegangenen Monat fälligen Beiträge
gemäß § 1 auszuzahlen. Die restlichen 25 v. H.
dieser Beiträge sind jeweils bis zu dem genannten
Tage an den Bund abzuführen. Ergeben sich bei
der endgültigen Abrechnung des Fonds mit den
im § 1 genannten Betrieben Unterschiedsbeträge,
so sind diese nach Erstellung des Rechnungs-
abschlusses des Fonds (§ 51 Abs. 2 des Markt-
ordnungsgesetzes) mit den Landes-Landwirt-
schaftskammern und dem Bund auszugleichen."

Artikel II.

Diese Verordnung tritt am 1. August 1963 in
Kraft.

Hartmann
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